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Am 24. September verwandelte die Bundeswehr
den Paradeplatz in Rendsburg – öffentlichen

Raum der Zivilgesellschaft – in einen Kasernenhof
und zelebrierte einen „Großen Zapfenstreich“
anläßlich der Standortschließung, durch die
Rendsburg nach 345 Jahren militärfrei wird. Der
„Zapfenstreich“ ist das höchste Zeremoniell der Bun-
deswehr, stammt in der heutigen Form im
wesentlichen aus dem Preußen des 19. Jahrhun-
derts und findet bei Dunkelheit statt. Ein wichtiger
Bestandteil der Formation besteht aus Fackelträ-
gern. Dieser vordemokratische Mummenschanz
dient heute dazu, die Unterstützung und Bewun-
derung der Bevölkerung für das Militär zu erbetteln
und reaktionäres Denken zu verbreiten: Unterta-
nengeist, Befehl und Gehorsam und religiöse Über-
höhung des Soldatentums. Die Bundeswehr
umgibt sich mit einer feierlichen Aura der Heiligkeit
und Erhabenheit, während sie gleichzeitig in
Afghanistan brutale Massaker anrichtet für die impe-
rialistischen Ziele einer kleinen Kaste von Kapita-
listen, Offizieren und Politikern.

Kieler AntimilitaristInnen von SDAJ, DKP und
DFG-VK beschlossen daraufhin, diese anachro-
nistische Nebelkerze mit freundlichen Abschieds-
grüßen zu bereichern und die GenossInnen der
Antifaschistischen Aktion Rendsburg (AARD) und
der Rendsburger „Die LINKE“ zu verstärken. „Die
LINKE“ hatte direkt am Paradeplatz (am Lornsen-
Denkmal) eine Kundgebung angemeldet, die sich
20 Meter hinter der Rückseite der Tribüne für die offi-
ziellen Gäste des „Zapfenstreichs“ befand und mit
zahlreichen „Raus aus Afghanistan“-Plakaten,
mehreren Laternen und antimilitaristisch pink
angestrichenen (Kiefern-)Zapfen (beigesteuert
von Kieler Aktivisten) einen optisch ansprechenden
Eindruck machte und ergänzt wurde von Transpa-
renten der AARD („Bundeswehr wegtreten“) und
SDAJ („Am deutschen Wesen soll die Welt gene-
sen“). Leider war die Kundgebung nur mit der Auf-
lage erlaubt worden, daß keine Dezibel über nor-
male Gesprächslautstärke hinaus erzeugt würden,
aber der Großteil der etwa 1.500 Zuschauer (lt. Poli-
zei sogar 2.500) mußte an der Kundgebung vorbei

und wurde mit verschiedenen Flugblättern von der
AARD, DKP / SDAJ und DFG-VK versorgt. Ein sehr
großes Transparent der DFG-VK („Bundeswehr
abschaffen“) wurde direkt gegenüber der Tribüne mit
ihren etwa 400 Offiziellen platziert und war bestens
sichtbar.
All dies fand statt unter den argwöhnischen Bli-

cken der Schergen des Feldjägerdienstkommandos
Eckernförde und der in massenhaften Rudeln anwe-
senden Rendsburger Polizei, die aus anderen Tei-
len Schleswig-Holsteins unterstützt wurde. Als das
Militärspektakel kurz nach 21 Uhr begann und Mar-
tin Kayenburg, der Präsident des Schleswig-Hol-
steinischen Landtags, eine lobhudelnde Tirade auf
die Bundeswehr abließ, skandierten drei Aktivisten,
die sich hinter den ehrfürchtig gaffenden und lau-
schenden Zuschauern postiert hatten: „Deutsche
Waffen, deutsches Geld, morden mit in aller Welt“.
Nach nicht einmal einer Minute wurden die Spiel-
verderber von einer aggressiven Meute des „Ver-
kehrsüberwachungsdienstes Neumünster“
umringt und angeherrscht, sich in eine Seitenstra-
ße zu begeben. Lautstarker Protest gegen diesen
Versuch, kritischen Bürgern das Maul zu stopfen,
führte bei den Uniformierten zu dem dringenden
Bedürfnis, die Personalien der ungehorsamen
Untertanen festzustellen. Das Verlesen der
wesentlichen Passage eines Urteils des Bundes-
verwaltungsgerichts zu absolut legalem Protest
gegen Militärzeremoniell in der Öffentlichkeit
(„Lübeck-Urteil“ von 1990) wurde glatt ignoriert. Ein
„schönes“ Beispiel für die Verselbständigung der
Exekutive. Gerade in dem Moment, als zwei Mili-
tärpfaffen per Mikrofon für das deutsche Militär bete-
ten, wurden schließlich den drei Antimilitaristen
Platzverweise erteilt. Die Frage, worin nun die
„Gefahr“ bestand, die § 201 des Landesverwal-
tungsgesetzes als Voraussetzung für einen Platz-
verweis vorschreibt, wollte der Rudelführer nicht
beantworten und meinte, man dürfe lediglich
„Fähnchen schwenken“. Bei Gehorsamsverwei-
gerung wurde den platzverwiesenen Untertanen
Gewahrsam bis zum Veranstaltungsende ange-
droht. Taktisches Ausweichmanöver war also
angesagt, denn schließlich führen irgendwie alle
Wege nach Rom…
Zu einem späteren Zeitpunkt drängte in die Kund-

gebung von „Die LINKE“ aus unerfindlichem
Grund ein ganzer Pulk grün uniformierter Lakaien,
die offensichtlich so etwas Ähnliches wie Ein-
schüchterung verursachen wollten. Nachdem die
grüne Ansammlung von Kundgebungsteilneh-
mern dicht umringt worden war, zog sie sich etwas
zurück. Bullizei raus aus unseren Kundgebungen!!
Als am Ende der Militärjubelparade die Natio-

nalhymne ertönte, kam es zu einiger Geräusch-
entwicklung (Tröten, Pfeifen etc.). Zwei Personen
wurden von Bullizisten in Gewahrsam genommen.
Besonders bei der Ingewahrsamnahme des
(ebenfalls) völlig gewaltfreien Aktivisten der DFG-
VK mutierten einige Uniformierte zu veritablen Bru-
talo-Bullen und ließen ihrer angestauten Gewalt-
bereitschaft und ihrem Sadismus freien Lauf: ins
Gesicht greifen, Arm verdrehen, mit Gesicht auf das
Straßenpflaster hinter einen Polizei-Bulli werfen
(möglichst ohne Öffentlichkeit), Haltegriff am langen
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Arm, Handschließen, zwei Bullizisten-Knie auf dem
Rücken. Vollkommen rechtswidrige und unver-
hältnismäßige Gewalt, die nur als klare Körperver-
letzung im Amt bezeichnet werden kann: der mili-
tärhörige Obrigkeits- und Polizeistaat in voller Akti-
on. Keiner der zahlreich anwesenden anderen
Schergen fühlte sich bemüßigt, mäßigend auf die
aufgeputschten Kollegen einzuwirken: Korpsgeist
„über alles in der Welt“. Wahrscheinlich haben nur
der sofort einsetzende lautstarke Protest und das
Fotografieren der Szene weitere Übergriffe ver-
hindert. Eine Feldjägerstreife, die das Fotografieren
behindern wollte, wurde in deutlichster Weise darauf
hingewiesen, daß sie nichts zu melden habe und
sich verpi--en solle (was sie dann auch gemacht
hat). Um die Polizeigewalt im Nachhinein zu recht-
fertigen, wird – so war es ja leider zu erwarten – das
Opfer kriminalisiert: „Widerstand gegen Vollstre-
ckungsbeamte“, § 113 StGB. Die Allzweckwaffe der
Schergen, um unter dem Schutz der Uniform straf-
frei gegen vollkommen friedliche Bürger Gewalt
anzuwenden. Ein dermaßen mieses Schauspiel!!
Was sagt uns das? Selbst höchstrichterliche Urtei-

le scheinen nur noch Fassade zu sein. Die herr-
schende Klasse und ihr Apparat reagieren mittler-
weile extrem aggressiv auf antimilitaristische Pro-

teste, besonders seitdem sie schon seit Jahren
Krieg führen gegen den klaren Mehrheitswillen der
noch relativ kriegsunlustigen Bevölkerung. Kritik soll
im Keim erstickt, der Protest kriminalisiert werden.
Den Gefallen, sich einschüchtern zu lassen, sollte
man den Kriegstreibern und ihren Lakaien nun wirk-
lich nicht tun. Besser wäre: Antimilitaristische Pro-
teste verstärken, Erfahrungen sammeln, daraus ler-
nen und immer effektiver werden, gerade hier in Kiel
mit seinen 4.400 Dienstposten der Bundeswehr,
dem größten Standort in Schleswig-Holstein (im
Munitions-Depot Laboe nochmal 150 dazu).
Besonders das „Marine-Ehrenmal“ in Laboe – der
erigierte Marine-Phallus – mit seinen zahlreicher
werdenden Bundeswehr-Veranstaltungen, aber
auch das „glorreiche“ Ein- und Auslaufen irgend-
welcher Schiffe „unserer schimmernden Wehr“ nach
Somalia oder sonstwohin, die regelmäßigen „Fei-
erlichen Gelöbnisse“ auf den Marktplätzen in Plön
und Lütjenburg, die Marine-PR zur Kieler Woche,
Militärwerber bei Job-Messen (am 31.10./ 1.11. auch
in Kiel) etc. sollten durch antimilitaristische Protes-
te aufgewertet werden. Schon kleinere Sticheleien
können einen Militärauftritt vermiesen, was doch
gleich gute Laune erzeugt.

Sascha H.

Seit einiger Zeit fühle ich mich krank. Nein, ich
habe nicht die Schweinegrippe oder eine ande-

re harmlose Krankheit, ich leide sehr unter Wut-
anfällen. Nachdem ich die letzte LinX noch einmal
überflogen habe, ist mir klargeworden, ich bin mit
der Wählerwut infiziert und Schuld ist die LINKE.

Bekanntlich hege ich gewisse Sympathien für die
Partei, die zwar nicht für einen Beitritt, wohl aber
für die Stimmabgabe bei Kommunal-, Landtags-
und Bundestagswahlen reichten. Einen beschei-
denen Anteil daran, dass die LINKE nun auf allen
drei Ebenen vertreten ist, kann ich deshalb für mich
reklamieren. Natürlich habe ich nur die Außenan-
sicht auf die Partei, aber dass intern heftig um Inhal-
te, Strategie und Taktik gestritten wird, setze ich
voraus. Ich halte diese Auseinandersetzungen nicht
nur für normal, sie ist für eine demokratische und
linke Partei sogar zwingend erforderlich, sonst ent-
wickelt sie sich nicht weiter und verkümmert zum
Wahlverein.

Nun las ich in der LinX gleich an mehreren Stel-
len vom Knatsch in der LINKEN Schleswig-Holstein
und Kiel. Da geht es um Mobbing, Ausgrenzungen,
Säuberungen und die Nichtaufstellung bzw.
Nichtwahl von KandidatInnen; es wird zurückge-
treten und ausgetreten, es werden Fraktionen ver-
lassen und neugegründet, es gibt einen neuen Ver-
ein ‚Linksbündnis’ und eine neue (?) Zeitung, den
Linksblick. Es geht um Klüngel und Kungelrunden
(Klüngel sind dabei immer die anderen, sonst sind
es Netzwerke, und Kungelrunden sind immer die,
zu denen man nicht eingeladen wurde, sonst sind

es taktische Absprachen). Worum eigentlich
gestritten wird, bleibt weitgehend unklar. Mal wird
der Vorschlag von Klaus Ernst zu Hartz IV genannt,
mal hat Bodo Ramelow sich zum Afghanistan-
Abzug geäußert und das war’s dann. Auf den Web-
seiten von Linksbündnis und Linksblick gibt es dazu
noch ein paar persönliche Angriffe, aber nichts
grundsätzlich Neues.

Liebe rebellierende GenossInnen, sind das wirk-
lich die Inhalte, um die Ihr bis zu den jetzt ergrif-
fenen Maßnahmen streitet? Dann solltet Ihr pro-
fessionelle Hilfe suchen, mit der Ihr ins wahre
Leben zurückfindet. Ich habe zunächst geglaubt,
Ihr seid vielleicht noch sehr jung und reagiert des-
halb auf persönliche Verletzungen in der politischen
Auseinandersetzung besonders sensibel, aber
dann sah ich das Foto Eures Vorstandes. Ihr seid
ja alle alte KämpferInnen und solltet voll im Leben
stehen. Von Euch aber kann und mag ich das
Gejammer über Mobbing usw. nicht mehr hören.
Von linken PolitikerInnen wird Beharrlichkeit und
Leidensfähigkeit erwartet. Das bürgerliche Lager
wird Euch um ein vielfaches härter attackieren. 

Wie auch immer Eure weitere Arbeit aussieht,
bedenkt dabei, das viele – wenn nicht alle – Wäh-
lerInnen die Partei DIE LINKE gewählt haben, nicht
Euch persönlich. Was das für Eure Mandate
bedeutet, muss ich Euch nicht sagen.

Lasst meine Wählerwut nicht chronisch werden.

Charly
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